
8
	

Großregion

^

expansive Aufgabc inp
-2 = L.--'1r Lux-VVcII'n ie_

II. Warum keine luxemburgische Führung?
Klaus Pöhle
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Wenn Wirtschaft wie Bürger statt Stagnation
Fortschritte für die Großregion erwarten, muss
die politische Ebene initiativ werden und neue
Wege auch für Handlungsebenen beschreiten,
Der SLLW- Gipfel könnten höchstens durch Ein-
setzung eines Präsidenten überboten werden.
Ohne selbst Chef einer der sechs Exekutiven der
SLLW-Partner zu sein, wäre sein Einfluss gering.
Da sich die bisherige Rotation im Vorsitz der
Gipfelkonferenzen als nicht ausreichend erwie-
sen hat, sollte dem bestgestellten Partner unter
ihnen dauerhafte oder mittelfristig begrenzte
Leadership angeboten werden, Dabei könnten
der Anteil am SLLW-Gesamt-BIP (Lothringen),
die Bevölkerungszahl (Wallonien) oder das BSP
pro Kopf (Luxemburg) erwogen werden.
Den Ausschlag geben sollte jedoch die Addition
mehrerer Kriterien, um den größtmöglichen Nut-
zen für SLLW zu ziehen, was auf Luxemburg hin-
ausläuft. Für das Gründungsmitglied von EG/EU
und kleinstem Mitgliedsland mit stark prospe-
rierender Wirtschaft im Gegensatz zum SLLW-
Umland würde die Weisheit gelten: 'Unter Blin-
den ist der Einäugige König'. Auch würde aner-
kannt, das Luxemburgs Premierminister Juncker
auf den SLLW-Gipfeln stärker als die meisten sei-
ner Kollegen auf Fortschritte drängte, es nicht bei
schönen Worten beließ, sondern der Großregion
ein repräsentatives Haus als administrative Basis
für ein SSLW-Sekretariat zur Verfügung stellte.1

Leadership setzt ein ernst gemeintes Angebot der
fünf Partner sowie Akzeptanz von Luxemburgs
Parlament und Bevölkerung voraus. Zuerst müs-
sten die SLLW-Partner Luxemburgs vorn Prinzip
Abstand nehmen, dass alle Partner gleichwertig
und deshalb für eine GZA (grenzüberschreitende
Zusammenarbeit) Hierarchien nicht annehmbar
sind. 2 Gleichwertig sind die sechs SLLW-Partner
wegen der Statusunterschiede schon heute nicht
und genau in seiner Ausnahmesituation liegt die

Chance für Luxemburgs Führungsrolle. Erst mit
dem Beitritt weiterer kleiner Staaten könnte sich
die Situation wiederholen, dass ein vollständiges
EU-Mitgliedsland Partner einer regionalen GZA
wird (Malta mit Sizilien?).

Da einseitige Dominanz des einen wie dauer-
hafte Unterordnung aller anderen ausgeschlossen
bleiben müssen, kommt nur die Stellung eines
Primus inter pares unter Beibehaltung der Ein-
stimmigkeit auf den Gipfeln in frage. Allerdings
sollten in Anlehnung an EU-Praktiken einstim-
mige Beschlüsse auch dann möglich sein, wenn

Der Autor, lange sie. Generalsekretär der Sozialistischen Fraktion im

Europaparlament, ist Mitbegründer des European Center for Parlia

mentory Research. Der erste Teil des Artikels erschien in Forum 223,
S. 9.13.
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außer Premier
Juncker auch
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auf den größeren
Raum einstellen
können.
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einer der Partner sich an einer zentralen Einrich-
tung (noch) nicht beteiligen will.

Da in SLLW zwei föderalistische (Deutschland/
Belgien) mit 2 unitarischen Staaten (Frankreich/
Luxemburg) GZA betreiben wollen, wäre es ein
Vorzug, wenn ein unitarischer Staat den Hand-
lungsspielraum gegenüber den Nationalstaaten
testen und ihnen bisher nicht gewährte Zuge-
ständnisse abringen würde und dies sogar ent-
gegen der Schwierigkeiten, die Blatter beim Auf-
einandertreffen von unitarischen mit föderalisti-
schen Staaten sieht. 3 Luxemburg könnte z.b.
das Terrain beim Elysée und Matignon diploma-
tisch vorbereiten, damit die Lothringer Behörden
nicht beim Innenministerium gegen eine Mauer
laufen. Da regionale, auch grenzüberschreitende
Zusammenarbeit von der EU gewollt und erst in
Nizza (Dezember 2000) ‚verstärkte Zusammen-
arbeit' ausdrücklich bejaht wurde, könnte nie-
mand Luxemburg Einmischung in innerstaatli-
che Angelegenheiten vorwerfen.

Worin bestünde die Führung: Luxemburgs Pre-
mier würde Sprecher der Großregion nach außen,
d.h. gegenüber EU-Partnern und anderen Staaten,
gegenüber der EU selbst und ihren Organen und
Institutionen; aber auch gegenüber dem Euro-
parat und allen für GZA relevanten zahlreichen
Verbänden und Einrichtungen. Da EU-S truktur-
und Regionalfonds mit der Osterweiterung wei-
teren Veränderungen unterliegen werden, könnte
Luxemburg sehr früh auf die EU-Kommission
sowie im Rat und seinen Arbeitsgruppen Einfluss
nehmen, dem sich dann in einer abgestimmten
Aktion die Landesregierungen von Saar, Rhein-
land-Pfalz und Wallonien sowie die Lothringer
Behörden in ihren Hauptstädten anschließen
könnten. Im Europäischen Parlament würden die
MdEP aus der Großregion ebenso wie die Ver-
treter im Wirtschafts- und Sozialausschuss und
vor allem im Ausschuss der Regionen unter
Luxemburger Leitung eine überparteiliche Inter-
group bilden und Vorreiter für einen neuen
Typus von Interessenvertretung sein. So würden
streng national verteilte Mandate von Fall zu
Fall zu einer grenzüberschreitenden Gruppie-
rung jenseits parteipolitischer Ausrichtung for-
miert. Noch im Entwurfstadium befindliche Vor-
schläge der EU- Kommission können von Luxem-
burgs Ständiger Vertretung bei der EU besser
beeinflusst werden als von den Abgesandten
des Saarlands, Lothringens usw. in ihren ,Häu-
sern' in Brüssel. Mit seinen Messen und häufi-
gen Handelsanbahnungmissionen in ferne Län-
der hätte Luxemburg prononciert für SLLW und
nicht nur für das Großherzogtum zu werben.
Sobald Luxemburgs Führung und Wirtschafts-
kraft dem Mikrokosmos SLLW erhebliche Wachs-
tumsimpulse vermittelt, kann die Großregion an
wirtschaftlicher wie politischer Bedeutung zule-

gen, was ihre Stellung innerhalb der Regionen
und der Mitgliedstaaten der EU stärken würde.

Zweifellos würden alle SLLW-Partner gegenüber
jedem „Auserwählten" erhebliches Misstrauen
zu überwinden haben, er könnte seinen eigenen
Vorteil stets dem gemeinsamen vorziehen. Im
Fall Luxemburgs verstärken sich Vorbehalte emo-
tional, weil es als Nationalstaat wesentlich unab-
hängiger ist und seine Dépendance von der Groß-
region noch nicht anerkennt. Die zu erwartende,
aber durchaus nicht garantierte weitere wirt-
schaftliche Prosperität Luxemburgs verführt dort
zur bequemen Haltung, keinerlei Mühe auf alter-
native Strategien zu verwenden und trotz seines
hohen Wohlstandes die Zuweisung weiterer EU-
Mittel einfach zu unterstellen. Viele Luxembur-
ger halten ihr Land für stark genug, den erreich-
ten hohen Wohlstand und das politische Gewicht
aus eigener Kraft wohl aber unter Ausnutzung
der nachbarlichen Ressourcen zu behaupten.

Dagegen könnten die SLLW-Partner auf ein-
deutige Fakten verweisen. Zur Schaffung neuer
Arbeitsplätze wie bisher (38% zwischen 1990
und 1999) ist es dringend auf die SLLW-Human-
ressourcen angewiesen, zumal der Luxemburger
Wohlstand sich in einer großzügigen fast
generellen Frühverrentung (ab 55 Jahren) bemerk-
bar machte. Deshalb zieht das Land immer
mehr Pendler aus dem SLLW-Umland an sich.4
Diese sind im Arbeitsverhältnis luxemburgischen
Arbeitnehmern gleichgestellt, nicht jedoch bei
den gesellschaftlichen Mitwirkungsrechten in
Gewerkschaften, Arbeiter- oder anderen Kam-
mern, weil damit Posten und Einfluss für Luxem-
burger in Gefahr geraten würden. Schon jetzt gilt
der Arbeitsmarkt der Großregion vielen Luxem-
burgern als ausgeschöpft, weshalb sie auf die
Osterweiterung warten, statt SLLW-weit – wie
die Schweizer Wirtschaft am Oberrhein – eine
gemeinschaftliche intensive Ausbildungspolitik
ins Leben zu rufen. Die fast 1.900 in Luxemburg
verwalteten Fonds benötigen dringend Fach-
kräfte und Luxemburg rekurriert bereits auf zahl-
reiche spezialisierte Einrichtungen der Hoch-
schullandschaft des SLLW-Umlandes. Mangels
eigener (Voll-)Universität besuchen Luxembur-
ger gern die Universitäten und Hochschulen in
der Großregion. Dort wird kritisch vermerkt,
dass das reiche Luxemburg zum Unterhalt dieser
teuren Lehranstalten nichts beiträgt, obwohl es
sich bisher die Kosten für eigene Einrichtungen
ersparte. Jetzt sollen als Beginn einer Luxembur-
ger Universität drei Fakultäten -- teilweise auf-
bauend auf bestehenden Einrichtungen – errich-
tet werden. In den SLLW – Hochschulgremien
ist dies kaum besprochen worden.

Mangels eigener Raumplanung muss es zur Siche-
rung seiner Wettbewerbsfähigkeit starkes Inter-
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Wenn Wirtschaft wie Bürger statt Stagnation 
Fortschritte für die Großregion erwarten, muss 
die politische Ebene initiativ werden und neue 
Wege  auch für Handlungsebenen  beschreiten. 
Der SLLW- Gipfel könnten höchstens durch Ein-
setzung eines Präsidenten überboten werden. 
Ohne selbst Chef einer der sechs Exekutiven der 
SLLW-Partner zu sein, wäre sein Einfluss gering. 
Da sich die bisherige Rotation im Vorsitz der 
Gipfelkonferenzen als nicht ausreichend erwie-
sen hat, sollte dem bestgestellten Partner unter 
ihnen dauerhafte oder mittelfristig begrenzte 
Leadership angeboten werden. Dabei könnten 
der Anteil am SLLW-Gesamt-BIP (Lothringen), 
die Bevölkerungszahl (Wallonien) oder das BSP 
pro Kopf (Luxemburg) erwogen werden. 
Den Ausschlag geben sollte jedoch  die Addition 
mehrerer Kriterien, um den größtmöglichen Nut-
zen für SLLW zu ziehen, was auf Luxemburg hin-
ausläuft. Für das Gründungsmitglied von EG/EU 
und kleinstem Mitgliedsland mit stark prospe-
rierender Wirtschaft im Gegensatz zum SLLW-
Umland würde die Weisheit gelten: ’Unter Blin-
den ist der Einäugige König’. Auch würde aner-
kannt, das Luxemburgs Premierminister Juncker 
auf den SLLW-Gipfeln stärker als die meisten sei-
ner Kollegen auf Fortschritte drängte, es nicht bei 
schönen Worten beließ, sondern  der Großregion 
ein repräsentatives Haus als administrative Basis 
für ein SSLW-Sekretariat zur Verfügung stellte.1

Leadership setzt ein ernst gemeintes  Angebot der 
fünf Partner sowie  Akzeptanz von Luxemburgs 
Parlament und Bevölkerung voraus. Zuerst müs-
sten die SLLW-Partner Luxemburgs vom Prinzip 
Abstand nehmen, dass alle Partner gleichwertig 
und deshalb für eine GZA (grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit) Hierarchien nicht annehmbar 
sind.2 Gleichwertig sind die sechs SLLW-Partner 
wegen der Statusunterschiede  schon heute nicht 
und genau in seiner Ausnahmesituation liegt die 
Chance für Luxemburgs Führungsrolle. Erst mit 
dem Beitritt weiterer kleiner Staaten könnte sich 
die Situation wiederholen, dass ein vollständiges 
EU-Mitgliedsland Partner einer regionalen GZA 
wird (Malta mit Sizilien?). 

Da einseitige Dominanz des einen wie dauer-
hafte Unterordnung aller anderen ausgeschlossen 
bleiben müssen, kommt nur die Stellung eines 
Primus inter pares unter Beibehaltung der Ein-
stimmigkeit auf den Gipfeln infrage. Allerdings 
sollten in Anlehnung an EU-Praktiken einstim-
mige Beschlüsse auch dann möglich sein, wenn 
einer der Partner sich an einer zentralen Einrich-
tung (noch) nicht beteiligen will. 

Da in SLLW zwei föderalistische (Deutschland/
Belgien) mit 2 unitarischen Staaten (Frankreich/
Luxemburg) GZA betreiben wollen, wäre es ein 
Vorzug, wenn ein unitarischer Staat den Hand-

lungsspielraum gegenüber den Nationalstaaten 
testen und ihnen bisher nicht gewährte Zuge-
ständnisse abringen würde und dies sogar ent-
gegen der Schwierigkeiten, die Blatter beim Auf-
einandertreffen von unitarischen mit föderalisti-
schen Staaten sieht.3 Luxemburg  könnte z.b. 
das Terrain beim Elysée und Matignon diploma-
tisch vorbereiten, damit die Lothringer Behörden 
nicht beim Innenministerium gegen eine Mauer 
laufen. Da regionale, auch grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit von der EU gewollt und erst in 
Nizza (Dezember 2000) ‚verstärkte Zusammen-
arbeit’ ausdrücklich bejaht wurde, könnte nie-
mand Luxemburg Einmischung in innerstaatli-
che Angelegenheiten vorwerfen.

Worin bestünde die Führung: Luxemburgs Pre-
mier würde Sprecher der Großregion nach außen, 
d.h. gegenüber EU-Partnern und anderen Staaten, 
gegenüber der EU selbst und ihren Organen und 
Institutionen; aber auch gegenüber dem Euro-
parat und allen für GZA relevanten zahlreichen 
Verbänden und Einrichtungen. Da EU-Struktur- 
und Regionalfonds mit der Osterweiterung  wei-
teren Veränderungen unterliegen werden, könnte 
Luxemburg sehr früh auf die EU-Kommission 
sowie im Rat und seinen Arbeitsgruppen Einfluss 
nehmen, dem sich dann in einer abgestimmten 
Aktion die Landesregierungen von Saar, Rhein-
land-Pfalz und  Wallonien sowie die Lothringer 
Behörden in ihren Hauptstädten anschließen 
könnten. Im Europäischen Parlament würden die 
MdEP aus der Großregion  ebenso wie die Ver-
treter im Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
vor allem im Ausschuss der Regionen unter 
Luxemburger Leitung eine überparteiliche Inter-
group bilden und Vorreiter für einen neuen 
Typus von Interessenvertretung sein. So würden 
streng national verteilte Mandate von Fall zu 
Fall  zu einer grenzüberschreitenden Gruppie-
rung jenseits parteipolitischer Ausrichtung for-
miert. Noch im Entwurfstadium befindliche Vor-
schläge der EU- Kommission können von Luxem-
burgs Ständiger Vertretung bei der EU besser 
beeinflusst werden als von den Abgesandten 
des Saarlands, Lothringens usw. in ihren ‚Häu-
sern’ in Brüssel. Mit seinen Messen und häufi-
gen Handelsanbahnungmissionen in ferne Län-
der hätte Luxemburg prononciert für SLLW und 
nicht nur für das Großherzogtum zu werben. 
Sobald Luxemburgs Führung und Wirtschafts-
kraft dem Mikrokosmos SLLW erhebliche Wachs-
tumsimpulse vermittelt, kann die Großregion an 
wirtschaftlicher wie politischer Bedeutung zule-
gen, was ihre Stellung innerhalb der Regionen 
und der Mitgliedstaaten der EU  stärken würde. 

Zweifellos würden alle  SLLW-Partner gegenüber 
jedem „Auserwählten“ erhebliches Misstrauen zu 
überwinden haben, er könnte seinen eigenen Vor-
teil stets dem gemeinsamen vorziehen. Im Fall 

Großregion
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Luxemburgs verstärken sich Vorbehalte emotio-
nal, weil es als Nationalstaat wesentlich unab-
hängiger ist und seine Dépendance von der Groß-
region noch nicht anerkennt. Die zu erwartende, 
aber durchaus nicht garantierte weitere wirt-
schaftliche Prosperität Luxemburgs verführt dort 
zur bequemen Haltung, keinerlei Mühe auf alter-
native Strategien zu verwenden und trotz seines 
hohen Wohlstandes die Zuweisung weiterer EU-
Mittel einfach zu unterstellen. Viele Luxembur-
ger halten ihr Land für stark genug, den erreich-
ten hohen Wohlstand und das politische Gewicht 
aus eigener Kraft wohl aber unter Ausnutzung 
der nachbarlichen Ressourcen  zu behaupten.

Dagegen könnten die SLLW-Partner auf ein-
deutige Fakten verweisen. Zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze wie bisher (38% zwischen 1990 
und 1999) ist es dringend auf die SLLW-Human-
ressourcen angewiesen, zumal der Luxemburger 
Wohlstand sich in einer großzügigen fast 
generellen Frühverrentung (ab 55 Jahren) bemerk-
bar machte. Deshalb zieht das Land immer 
mehr Pendler aus dem SLLW-Umland an sich.4  
Diese sind im Arbeitsverhältnis luxemburgischen 
Arbeitnehmern gleichgestellt, nicht jedoch bei 
den gesellschaftlichen Mitwirkungsrechten in 
Gewerkschaften, Arbeiter- oder anderen Kam-
mern, weil damit Posten und Einfluss für Luxem-
burger in Gefahr geraten würden. Schon jetzt gilt 

der Arbeitsmarkt der Großregion vielen Luxem-
burgern als ausgeschöpft, weshalb sie auf die 
Osterweiterung warten, statt SLLW-weit – wie 
die Schweizer Wirtschaft am Oberrhein – eine 
gemeinschaftliche intensive Ausbildungspolitik 
ins Leben zu rufen. Die fast 1.900 in Luxemburg 
verwalteten Fonds benötigen dringend Fach-
kräfte und Luxemburg rekurriert bereits auf zahl-
reiche spezialisierte Einrichtungen der Hoch-
schullandschaft des SLLW-Umlandes. Mangels 
eigener (Voll-)Universität besuchen Luxembur-
ger gern die Universitäten und Hochschulen in 
der Großregion. Dort wird kritisch vermerkt, 
dass das reiche Luxemburg zum Unterhalt dieser 
teuren Lehranstalten nichts beiträgt, obwohl es 
sich bisher die Kosten für eigene Einrichtungen 
ersparte. Jetzt sollen als Beginn einer Luxembur-
ger Universität drei Fakultäten – teilweise auf-
bauend auf bestehenden Einrichtungen – errich-
tet werden. In den SLLW – Hochschulgremien 
ist dies kaum besprochen worden. 

Mangels eigener Raumplanung muss es zur Siche-
rung seiner Wettbewerbsfähigkeit starkes Inter-
esse an der Vergrößerung ‚seines’ Binnenmarktes 
haben und nicht allein den Anstieg seiner Wohn-
bevölkerung auf 700 000 Menschen für ausrei-
chend zur Sicherung seiner politischen Rolle, des 
wirtschaftlichen Wachstums und seiner Renten 
halten. Schon um diesem Zuwachs an Bevölke-
rung preiswerten Wohnraum zu bieten, müsste 
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1 Bisher haben nur das Saar- 
land, Rheinpfalz und Luxem- 
burg je einen Mitarbeiter 
abgeordnet. 

Blatter, Joachim: Entgren- 
zung der Staatenwelt? Poli- 
tische Institutionenbildung in 
grenzÃ¼berschreitende 
Regionen in Europa und 
Nordarnerika. Baden-Baden 
2000, 5.58. 

Blatter, S.62/63. 

^ Die Zahl der Gesamt- 
arbeitsplÃ¤tz in Luxemburg 
lÃ¤ss sich durch 3 Teilen: 
1/3 Luxemburger, 1/3 Aus- 
lÃ¤nde bereits wohnhaft in 
Luxemburg und 1/3 Pendler 
aus SLLW. 

Ein gutes Beispiel fÃ¼ diese 
Orientierung liefert der Essay 
des Luxemburgers Romain 
Kirt: Klebe Nation - Grosse 
Union. Uber MÃ¶glichkeite 
und Grenzen kleinstaatlicher 
AuBenpolitik irn geopolitisch 
neu parzellierten Europa. 
Echternach 2000. 

Luxemburgs MinisterprÃ¤si 
dentjuncker im Interview mit 
der SÃ¼ddeutsche Zeitung 
am 23./24.9.2000, 5.1. 

6 0  % sollen die luxem- 
burgischen AusbildungsstÃ¤t 
ten ohne Abschluss verlassen 
(Tageblatt 1 9.12.2000). 

,,Der Gipfel der Groore- 
gion -Materialien und Doku- 
mente", Bd. 2 der Schriften- 
reihe Saarland-Saar-Lor-Lux- 
Europa, hrg. vom Europabe- 
auffragten der Regierung des 
Saarlande, S. 8. 

rung erhalten wird. Viele Luxemburger sehen 
in diesen VerÃ¤nderunge einen schwerwiegen- 
den Bruch des traditionellen Luxemburger Gesell- 
schaftsvertrages und Unzufriedenheit macht sich 
breit, zumal von allen Parteien ein Ã¶ffentliche 
Diskurs vermieden und das Problem tabuisiert 
wird. 

Dabei verschÃ¤rf sich zunehmend der Spagat zwi- 
schen begrenztem Humankapital aufgrund des 
geringen luxemburgischen BevÃ¶llcerungsanteil 
einerseits und wachsendem Bedarf an Spitzen- 
krÃ¤fte fÃ¼ luxemburgische positionen in inter- 
nationalen Organisationen und der EU, fÃ¼ neue 
Botschaften und neue luxemburgische Institu- 
tionen im Inland wie Zentralbank, Rechnungs- 
hof u.a., die es bisher nicht oder nur rudimentÃ¤ 
gegeben hat. Bei technischen Einrichtungen kri- 
minologischer, gerichtsmedizinischer Art usw. 
und bei Spezialklinilcen bedient sich Luxemburg 
des SLLW -Umlandes und dÃ¼rft der Versuchung 
widerstehen, eigene schaffen zu wollen. DafÃ¼ 
verrÃ¤ der Streit um die erste Reha-Klinik des 
Landes ein Bestreben, entweder dank reichlicher 
finanzieller Mittel auf diesem Gebiet autark zu 
werden oder der nahe gelegenen Reha-IUinilc im 
Saarland die Einnahmen nicht zu gÃ¶nnen 

Dagegen denkt Luxemburg an SSLW; wenn es 
demnÃ¤chs nicht mehr genÃ¼gen luxemburgische 
Soldaten fÃ¼ Friedensmissionen bzw. fÃ¼ die im 
Aufbau befindliche ,Schnelle Einsatztruppe7 der 
EU zur VerfÃ¼gun stellen kann. Mit hohen Tage- 
geldern mÃ¶cht Luxemburg nun EU - BÃ¼rge fÃ¼ 
die luxemburgische Armee gewinnen. Fraglich 
bleibt, ob ihnen der MilitÃ¤rdiens wie Luxembur- 
gern die Aufnahme in den Ã¶ffentliche Dienst 
mit seinem herausragenden Pensionssystem (80 
% des letzten Gehalts) ermÃ¶glicht NatÃ¼rlic fÃ¶r 
dert auch bei den SLLW- Partnern landsmann- 
schaftliche ZugehÃ¶rigkei die Aufstiegschancen, 
weil ,,man irgendwie dazu gehÃ¶rt" aber die per- 
sÃ¶nlich Qualifikation muss sich eher in einem 
ernsthaften Wettbewerb bewÃ¤hren 

In Luxemburg sollte nicht Ã¼bersehe werden, 
dass sein hoher Wohlstand wesentlich auf dem 
Wirken von AuslÃ¤nder beruht, denn die Zahl 
der Luxemburger hat sich in 40 Jahren kaum 
verÃ¤ndert wÃ¤hren der AuslÃ¤nderantei stÃ¤ndi 
gestiegen ist. Bei der anvisierten BevÃ¶lkerungs 
zahl von 700 000 wÃ¼rd sich das jetzige VerhÃ¤lt 
nis Luxemburg (65%) - AuslÃ¤nde (35 %) umkeh- 
ren und die Stellung des luxemburgischen Vollces 
noch einmal tiefgreifend verÃ¤ndern Eine radi- 
kale Umstellung der bisher sehr zurÃ¼ckhalten 
den Nationalisierungspolitilc, etwa durch Hal- 
bierung der Mindestresidenzzeit von 10 auf 
5 Jahre, stÃ¶Ã bei der Christlich-Sozialen 
Partei auf Widerstand, die neuerdings Kenntnisse 
in der luxemburgischen Sprache prÃ¼fe will, 
auch wenn der Bewerber bereits die beiden ande- 

ren Amtssprachen Luxemburgs (FranzÃ¶sisch 
Deutsch) kennt. Auch passt der Zwang zur Auf- 
gabe der alten StaatsangehÃ¶rigkei weder zur 
EU-BÃ¼rgerschaf noch in die Entwicklung der 
SLLW-Zusammenarbeit. Den restriktiven Selbst- 
behauptungswillen des luxemburgischen Vollces 
kennzeichnen auch die zur Zeit nur fÃ¼ Luxem- 
burg geltenden Ausnahmen beim IZommunal- 
wahlrecht fÃ¼ EU-BÃ¼rger 6 Jahre Aufenthalt fÃ¼ 
aktives, 12 Jahre fÃ¼ passives Wahlrecht und kein 
Zugang zum Amt des BÃ¼rgermeister oder des 
ersten SchÃ¶ffen 

NatÃ¼rlic gibt es auch selbstbewusste Luxem- 
burger, und einige mÃ¶ge bei einer luxembur- 
gischen FÃ¼hrun sogar in nostalgische ,,GroÃŸ 
machttrÃ¤ume verfallen, weil sich SLLW zu 
einem erheblichen Teil mit dem frÃ¼heren bedeu- 
tend grÃ¶ÃŸer luxemburgischen Herrschaftsge- 
biet deckt. 

Da die Menschen in den Partnergebieten Luxem- 
burger Ãœberheblichkei befÃ¼rchten wÃ¼rd von 
allen Seiten viel Takt im Umgang miteinander 
benÃ¶tig werden, damit neben der nationalen und 
regionalen auch eine corporate identy entsteht, 
auf die sich Luxemburg in seiner SLLW-Spre- 
cherrolle berufen kann. So dann sollten emotio- 
nale Verdichtungssymbole hinzukommen, z.B. 
ein SLLW-Logo, um das Entstehen eines ,,Wir- 
GefÃ¼hls zu fÃ¶rdern 

Anders als seinen groÃŸe Nachbarn Deutschland 
und Frankreich, mit denen Luxemburg an der 
Vollendung der europÃ¤ische Integration arbei- 
tet, bietet die Kleinheit des Landes das Aktions- 
Feld GroÃŸregio als zusÃ¤tzlich Herausforderung. 
Aus SLLW ist eine europÃ¤isch IZernregion zu 
machen, welche die nationalstaatlichen Grenzen 
belÃ¤sst aber diese allmÃ¤hlic aufweicht und 
ein neuartiges, grenzregionales PhÃ¤nome des 
intensiven, aber langfristigen Zusammenwach- 
Sens entstehen lÃ¤sst welches von auÃŸe identi- 
fiziert wird und in dessen Inneren eine eigene 
IdentitÃ¤ heranwÃ¤chst Die vorhandenen natio- 
nale IdentitÃ¤te wÃ¼rde modifiziert bleiben, so 
wie sich Badener und Schwaben noch gern unter- 
scheiden. 

Erst dann wÃ¤r SLLW das vom SLLW-Gipfel 
herausgestellte ,Model178, das zwar wegen der 
zufÃ¤llige IZonstellation von auÃŸerordentliche 
Bedingungen kaum Nachahmer finden kann, aber 
Aussicht hÃ¤tte in die europÃ¤isch Geschichte 
als Beispiel fÃ¼ ein erfolgreiches Integrationspro- 
jekt jenseits der komplizierten und wohl nur 
noch punktuell mÃ¶gliche JerstÃ¤rlcte Zusam- 
menarbeit" einzugehen. Luxemburg sollte vor der 
Geschichte Wert darauf legen, daran wesentli- 
chen Anteil gehabt zu haben. 




